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Speziell für Referendare

Problem: Sondernutzungsgebühr für die Zufahrt zu einer 
Bundesstraße
Einordnung: Straßenrecht

VG Hannover, Urteil vom 26.11.2019
7 A 8511/17

EINLEITUNG
Das Verwaltungsgericht Hannover hatte über die Rechtmäßigkeit der Erhe- 
bung einer Sondernutzungsgebühr für die Zufahrt zu einer Bundesstraße zu 
entscheiden. Prozessual eingebettet in eine übereinstimmende Teilerledigung 
hat sich das Gericht bei der Prüfung des verbleibenden Sachantrags insbe-
sondere mit der Frage nach der Reichweite der Tatbestandswirkung einer im 
Rahmen eines Baugenehmigungsverfahrens nach dem Bundesfernstraßen-
gesetz erteilten Sondernutzungserlaubnis befasst.

TATBESTAND

„Die Beteiligten streiten um die Erhebung von Sondernutzungsgebühren 
für eine Zufahrt zu einer Bundesstraße. 
Die Kläger sind Eigentümer des Grundstücks [...]. Die tatsächliche Nutzung 
des klägerischen Grundstücks ist geteilt. Das gewerblich genutzte Gebäude 
des Klägers zu 1) wird über die {O.}, das dahinter liegende Wohnhaus der 
Klägerin zu 2) über die {Q.} erschlossen. [...]

Mit Bauantrag vom 11.  März  2009 beantragte der Kläger zu  1) bei der 
Beigeladenen die Erteilung einer Baugenehmigung für die Umnutzung 
des auf dem klägerischen Grundstück befindlichen Werkstatt-/Büro- und 
Wohnhauses sowie für den Neubau von Parkplätzen. Im Rahmen des Bau-
genehmigungsverfahrens beteiligte die Beigeladene die Beklagte. Mit 
an den Kläger zu 1) gerichtetem Bescheid vom 15. April 2009 ließ diese 
unter Bezugnahme auf den vorbezeichneten Bauantrag eine Ausnahme 
vom Bauverbot nach §  9 Abs.  8 des Bundesfernstraßengesetzes  
- FStrG - für die Errichtung von nicht nachweispflichtigen Stellplätzen zu
und erteilte gleichzeitig eine Sondernutzungserlaubnis für die Errichtung
einer Zufahrt von der {O.} bei km 65,265 bis km 65,300 - Ostseite -.

Zur Begründung führte die Beklagte aus, das Bauvorhaben liege außer-
halb der festgelegten OD-Grenzen {V.} - Ostseite -, aber innerhalb der 
Ortslage. Nach §  9 Abs.  1 Nr.  2 FStrG dürften bauliche Anlagen, die 
außerhalb der zur Erschließung der anliegenden Grundstücke bestimmten 
Teile der Ortsdurchfahrten über Zufahrten oder Zugänge an Bundes-
fernstraßen unmittelbar oder mittelbar angeschlossen werden sollten, 
nicht errichtet werden. Da die Abweichung mit der Sicherheit und Leich-
tigkeit des Verkehrs vereinbar sei, lägen jedoch die Voraussetzungen für 
die Erteilung einer Ausnahme nach § 9 Abs. 8 FStrG vor. Die Zufahrt zur 
{O.}, über welche die verkehrliche Erschließung erfolgen solle, gelte als 
Sondernutzung im Sinne des §  8 FStrG und bedürfe der Erlaubnis. Die 
Sondernutzungserlaubnis war mit verschiedenen Nebenbestimmungen 
versehen. Unter Ziffer 10 war dort bestimmt: „Für die gewerbliche Zufahrt 
geht Ihnen noch ein gesonderter Gebührenbescheid nach Abschluss 

LEITSATZ

Die Erteilung einer Sondernutzungs-
erlaubnis für eine Zufahrt zu einer 
Bundesstraße durch die Straßen- 
baubehörde nach den §§  8, 8a  
FStrG entfaltet in der Regel keine  
Tatbestandswirkung für das Ver-
fahren einer Gebührenfestsetzung 
dahingehend, dass die Zufahrt außer- 
halb einer Ortsdurchfahrt liegt und 
die Gebühr damit materiell-rechtlich 
nicht der Gemeinde, sondern der 
Straßenbaubehörde zusteht.

Ein Einleitungssatz ist zwar in der 
Praxis üblich, jedoch nicht erforder-
lich, wenn im Rubrum unter „wegen“ 
der Streitgegenstand schlagwort-
artig wiedergegeben wird.
Zustände und Beschreibungen, die 
die Gegenwart betreffen werden im 
Indikativ Präsens dargestellt (ins-
besondere Ortsbeschreibungen).

Sonstige Geschichtserzählung, ins- 
besondere Darstellung des Ver-
waltungsverfahrens: Indikativ 
Imperfekt 

Begründung des Bescheids: 
Konjunktiv Präsens

Referendarteil: Öffentliches Recht
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des Baugenehmigungsverfahrens zu.“ In dem Verwaltungsvorgang der 
Beklagten (Bl. 16 der Beiakte - BA - 001) findet sich zu dem Bescheid eine 
von dem Kläger zu 1) unterschriebene Rechtsmittelverzichtserklärung vom 
12.  Mai  2009. Der angekündigte Gebührenbescheid erging zunächst 
nicht.
Unter dem 27.  Mai  2010 erteilte die Beigeladene dem Kläger zu  1) eine 
Baugenehmigung für den Umbau und die Umnutzung des auf dem vor-
bezeichneten Grundstück befindlichen Werkstatt-/Büro- und Wohnhauses 
zu einer Erwachsenenbildungsstätte mit angebundener Lehrwerkstatt 
sowie die Herstellung von 16  Einstellplätzen einschließlich Zufahrt. Die 
Baugenehmigung war mit diversen Nebenbestimmungen versehen. Unter 
Ziffer 37 hieß es: „Auf den Bescheid der Niedersächsischen Landesbehörde 
für Straßenbau und Verkehr, Geschäftsbereich E-Stadt vom 15.04.2009 wird 
hingewiesen.“

Mit Anhörungsschreiben vom 7. Juni 2017 teilte die Beklagte den Klägern 
mit, im Rahmen einer Überprüfung habe sich herausgestellt, dass nach 
dem Inhalt des Bauantrages vom 11. März 2009 mehrere Büros und Lager-
räume auf dem Grundstück der Kläger vermietet gewesen seien. Die 
gewerbliche Tätigkeit stelle eine erlaubnispflichtige Nutzung der Zufahrt 
dar. Die Beklagte forderte die Kläger auf, ihr bis zum 28.  Juni  2017 mit-
zuteilen, welche Gewerbebetriebe seit dem 1. Januar 2014 über welchen 
Zeitraum auf ihrem Grundstück ansässig gewesen seien. Zudem wurden 
die Kläger gebeten, Angaben zur durchschnittlichen täglichen Zufahrts-
häufigkeit für den jeweiligen Gewerbebetrieb zu machen. Unter dem 
12. Juni 2017 antworteten die Kläger der Beklagten, ihr einziger Mieter sei 
die {W.}. Täglich fänden ca. zwei bis zehn Benutzungen der Zufahrt statt. 
Es handele sich montags bis freitags um ein bis fünf Fahrzeuge. Ihr Grund-
stück liege innerhalb der Ortsdurchfahrt.
In der Folgezeit ließ die Beklagte durch die Straßenmeisterei {X.} Ermitt-
lungen zur Nutzung des Grundstücks der Kläger durchführen.
Mit streitgegenständlichem Bescheid vom 22.  August  2017 setzte 
die Beklagte für die streitbefangene Zufahrt von den Einstellplätzen 
zur {O.} eine jährliche Sondernutzungsgebühr in Höhe von 360,- € 
gegen die Kläger fest und machte für die Jahre  2014 bis 2017 einen 
(Nachzahlungs-)Betrag in Höhe von 1.440,- € geltend. Zur Begründung 
führte die Beklagte aus, die streitbefangene Zufahrt liege außerhalb 
der zur Erschließung der anliegenden Grundstücke bestimmten Teile 
einer Ortsdurchfahrt, sodass es sich gemäß §  8a i.V.m. §  8 FStrG um 
eine erlaubnisbedürftige Sondernutzung handele. [...] 
Auf dem Grundstück finde eine gewerbliche bzw. freiberufliche Nutzung 
statt, sodass hierfür eine Sondernutzungsgebühr zu zahlen sei. Die Son-
dernutzungserlaubnis für die unmittelbare Zufahrt von den Einstellplätzen 
sei den Klägern bereits mit Bescheid vom 15.  April  2009 erteilt worden. 
Die angekündigte Festsetzung einer Sondernutzungsgebühr sei 
jedoch versehentlich unterblieben. Da heutzutage Gewerbebetriebe 
sehr schnell an- und abgemeldet würden, ziehe sie nicht die Nutzungs-
nehmerin, sondern die Kläger als Grundstückseigentümer zur Zahlung der 
Gebühr heran. 

Tenor des umstrittenen Bescheids

Referendarteil: Öffentliches Recht
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Die Höhe der Sondernutzungsgebühr orientiere sich an der Verkehrsdichte 
auf der Straße sowie an der Art und dem Umfang des Anliegerverkehrs. 
Die Beklagte legte insoweit einen nach der letzten Zählung im Jahr 2010 
(vgl. Bl. 42 BA 001) zu verzeichnenden durchschnittlichen täglichen Verkehr  
von 10.458 Kfz/24 h und bis zu 20 Zufahrten täglich zugrunde.

Gegen diesen Bescheid haben die Kläger am 21. September 2017 Klage 
erhoben. Zur Begründung tragen sie im Wesentlichen vor, sie seien zu 
keinem Zeitpunkt darauf hingewiesen worden, dass sie für den Fall, dass 
die Parkfläche von der {O.} aus erschlossen würde, eine Nutzungsgebühr 
zu zahlen hätten. Wenn sie dies gewusst hätten, hätten sie die Zufahrt zu 
den Parkplätzen von der {Q.} ausgestaltet. [...] Das klägerische Grundstück 
sei seit den 1980er-Jahren gewerblich genutzt worden; eine Umnutzung 
habe daher nicht stattgefunden. Entgegen der Auffassung der Beklagten 
diene die {O.} im Bereich der Ortsdurchfahrt {M.} auch der Erschließung 
der anliegenden Grundstücke. [...] Sondernutzungsgebühren für die 
Jahre 2014 bis 2016 dürfe die Beklagte mangels Fälligkeit nicht erheben. 
Jedenfalls sei die festgesetzte Gebühr zu hoch bemessen. 

Der gegenwärtige Verkehr auf der {O.} in Fahrtrichtung Norden liege weit 
unter 10.000  Kraftfahrzeugen. Da ausschließlich Pkw-Verkehr durch die 
Stellplätze entstehe, sei eine Beeinträchtigung des auf der {O.} fließenden 
Verkehrs zudem so gut wie ausgeschlossen. Schließlich habe die Beklagte 
verkannt, dass die Zufahrt aufgrund der örtlichen Gegebenheiten aus-
schließlich von Süden aus angefahren werden könne.

Mit Schriftsatz vom 25. Juni 2019 hat die Beklagte erklärt, den Sondernut-
zungsgebührenbescheid vom 22. August 2017 gegenüber der Klägerin zu 
2) aufzuheben. Daraufhin haben die Klägerin zu 2) und insoweit auch die 
Beklagte den Rechtsstreit in der Hauptsache übereinstimmend für erledigt 
erklärt.

Der Kläger zu 1) beantragt,
den Bescheid der Beklagten vom 22.08.2017 aufzuheben.
Die Beklagte beantragt,
die Klage abzuweisen.

Sie verteidigt den angegriffenen Bescheid. Mit der Sondernutzungs-
erlaubnis vom 15.  April  2009 stehe bestandskräftig fest, dass die 
streitbefangene Zufahrt eine Sondernutzung darstelle. Dessen ungeachtet 
seien die Voraussetzungen der §§  8 Abs.  1, 8a Abs.  1 FStrG vorliegend 
gegeben. Mit der Errichtung der zusätzlichen Einstellplätze sei eine 
Änderung der bestehenden Zufahrt im Sinne des § 8a Abs. 1 FStrG erfolgt, 
da diese nunmehr einem erheblich größeren Verkehr als bisher diene. Die 
Zufahrt liege auch außerhalb der zur Erschließung der anliegenden Grund-
stücke bestimmten Teile der Ortsdurchfahrten. Eine Erschließungsfunktion 
für die anliegenden Grundstücke komme der {O.} nicht zu. [...] Allein der 
Umstand, dass ein kleiner Teil der Anliegergrundstücke tatsächlich durch 
die {O.} erschlossen werde, begründe noch keine Erschließungsfunktion der 
Straße. Da die Zufahrt von dem klägerischen Grundstück zur {O.} durch die 
{W.} in Anspruch genommen werde, finde auch die für die Erhebung von 
Sondernutzungsgebühren erforderliche gewerbliche Nutzung statt. Als 
Sondernutzungserlaubnisnehmer sei der Kläger zu  1) gebührenpflichtig. 

Hierauf kommt es für die Entschei- 
dung nicht an, da das Gericht die 
Gebührengläubigerschaft der Beklag- 
ten verneint hat (siehe unten).  Die 
Ausführungen zur Höhe der Gebühr 
sind daher eigentlich auch im Tatbe-
stand überflüssig

Klageerhebung: Indikativ Perfekt

Klagebegründung: Konjunktiv 
Präsens

Siehe oben, auch diese Ausfüh-
rungen sind überflüssig, da sie für 
die Entscheidung nicht relevant 
sind.

Übereinstimmende Teilerledigungs-
erklärung als Teil der Prozess-
geschichte: Indikativ Perfekt

(Verbleibender) Sachantrag: 
Indikativ Präsens

Vorbringen der Beklagten: 
Konjunktiv Präsens

Referendarteil: Öffentliches Recht
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Mit dem Bescheid vom 15.  April  2009 sei ihm zudem deutlich gemacht 
worden, dass für eine gewerbliche Nutzung der Zufahrt Gebühren geltend 
gemacht werden könnten. [...] Die Gebührenschuld sei mit der Erteilung 
der straßenrechtlichen Sondernutzungserlaubnis entstanden. Die Forde-
rungen seien auch nicht verjährt. [...]

Eine Äußerung der erst nach Schluss der mündlichen Verhandlung 
Beigeladenen liegt nicht vor. [...]“

ENTSCHEIDUNGSGRÜNDE

„Soweit die Beklagte den Bescheid vom 22.  August  2017 gegenüber 
der Klägerin zu 2) aufgehoben hat und der Rechtsstreit daraufhin in 
der Hauptsache übereinstimmend für erledigt erklärt worden ist, ist 
das Verfahren in entsprechender Anwendung des §  92 Abs.  3 der 
Verwaltungsgerichtsordnung - VwGO - einzustellen.

Die zulässige (Anfechtungs-)Klage des Klägers zu  1) ist begründet. Der 
Bescheid der Beklagten vom 22. August 2017 ist rechtswidrig und verletzt 
den Kläger zu 1) in seinen Rechten (§ 113 Abs. 1 Satz 1 VwGO).

Rechtsgrundlage für den angegriffenen Bescheid ist §  8 Abs.  3 FStrG 
i.V.m. §  1 der Verordnung über Gebühren für Sondernutzungen an 
Bundesfernstraßen und an Landesstraßen vom 31.  Januar  2003 (Nds. 
GVBl. S. 48) - StrSoGebV -. Gemäß § 8 Abs. 3 Satz 1 und 2 FStrG können 
für Sondernutzungen Sondernutzungsgebühren erhoben werden, die 
in Ortsdurchfahrten den Gemeinden und im Übrigen dem Träger der  
Straßenbaulast zustehen. §  1 StrSoGebV bestimmt auf dieser Grundlage, 
dass für Sondernutzungen an Bundesfernstraßen außerhalb der Orts-
durchfahrten und an Landesstraßen außerhalb der Ortsdurchfahrten 
Sondernutzungsgebühren nach dem in der Anlage zu §  1 enthaltenen 
Gebührentarif erhoben werden. Sondernutzung ist nach § 8 Abs. 1 Satz 1 
FStrG die Benutzung der Bundesfernstraßen über den Gemeingebrauch 
(§  7 FStrG) hinaus. Zufahrten und Zugänge zu Bundesstraßen außerhalb 
der zur Erschließung der anliegenden Grundstücke bestimmten Teile 
der Ortsdurchfahrten gelten gemäß §  8a Abs.  1 Satz  1 und 2 FStrG als  
Sondernutzung im Sinne des §  8 FStrG, wenn sie neu angelegt oder  
geändert werden, wobei eine Änderung auch dann vorliegt, wenn eine 
Zufahrt oder ein Zugang gegenüber dem bisherigen Zustand einem 
erheblich größeren oder einem andersartigen Verkehr als bisher dienen 
soll.

Die danach erforderlichen Voraussetzungen für den Erlass eines Sonder-
nutzungsgebührenbescheides durch die Beklagte sind nicht gegeben. Die 
streitbefangene Zufahrt liegt - was die Kammer trotz der in Bestandskraft 
erwachsenen Sondernutzungserlaubnis der Beklagten vom 15. April 2009 
zu überprüfen hat - nicht außer-, sondern innerhalb der Ortsdurchfahrt, 
sodass die Beklagte nicht die richtige Gebührengläubigerin ist.

Die in Bestandskraft erwachsene Sondernutzungserlaubnis der Beklagten 
vom 15. April 2009 rechtfertigt es nicht, von einer Überprüfung abzusehen, 
ob die in Rede stehende Zufahrt in dem Veranlagungszeitraum inner- oder    die 
Erteilung der Sondernutzungserlaubnis als eigenständiger Verwaltungsakt 

Negative Tatsachen werden grund-
sätzlich nicht im Tatbestand 
erwähnt. In der Praxis ist es jedoch 
im Hinblick auf die Kosten (§§ 162 III, 
154 III VwGO) üblich, im 
Tatbestand aufzunehmen, dass der 
Beigeladene keinen Antrag gestellt 
hat. 

Prozessvorspann: Wiedergabe der 
(deklaratorischen) Einstellung des 
Verfahrens hinsichtlich des erle-
digten Teils.

Sodann: Prüfung des aufrechterhal-
tenen Sachantrags, beginnend mit 
einem Ergebnissatz (Urteilsstil)

Rechtsgrundlage

Die anschaulichen Ausführungen 
des Gerichts zeigen, wie durch 
genaue Arbeit am Gesetzestext auch 
weniger bekannte Rechtsgebiete in 
den Griff zu kriegen sind.

Prüfung der Tatbestandsvoraus- 
setzungen

Reichweite der Tatbestandswirkung 
der Sondernutzungserlaubnis 

Referendarteil: Öffentliches Recht
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insoweit eine materielle Bestandskraft und Tatbestandswirkung, als  
zwischen den Beteiligten - auch für das Verfahren einer Gebührenfest-
setzung - feststeht, dass dem Kläger zu 1) durch die Beklagte die Anlage 
der streitbefangenen Zufahrt zur {O.} als Sondernutzung erlaubt wurde. 

Dies reicht aber nach der Rechtsprechung des Niedersächsischen Ober-
verwaltungsgerichts, der sich die Kammer anschließt, nicht aus, um zu 
rechtfertigen, dass die Beklagte die angefochtene Festsetzung einer Son-
dernutzungsgebühr vorgenommen hat. Denn gemäß §  8 Abs.  3 Satz  1 
FStrG werden Sondernutzungsgebühren nicht für den Vorgang der 
Erteilung einer Sondernutzungserlaubnis durch die zuständige Stelle, 
sondern nur „für Sondernutzungen“, also für die Tatsache der Sonder-
nutzung geschuldet. 

Die Kammer kann offen lassen, ob der Kläger zu 1) trotz der Bestandskraft 
der Sondernutzungserlaubnis vom 15. April 2009 noch mit Einwendungen 
gegen die rechtliche Qualifikation der Zufahrt als Sondernutzung durch-
dringen kann, dem vorbezeichneten Bescheid also […] zumindest insoweit 
eine Tatbestandswirkung für das Verfahren der Gebührenfestsetzung 
zukommt. Jedenfalls gilt die Erlaubnis nicht als Nachweis dafür, dass 
mit der Beklagten der richtige Gebührengläubiger beim Erlass des 
hier streitgegenständlichen Sondernutzungsgebührenbescheides 
tätig geworden ist.

Die materielle Bestandskraft und die Tatbestandswirkung eines 
Verwaltungsaktes werden durch den Regelungsgehalt begrenzt, 
den sich die behördliche Entscheidung nach dem objektiven Emp-
fängerhorizont beimisst. Dabei ist maßgeblich auf den Tenor der 
Verwaltungsentscheidung abzustellen, ergänzend kann die Begründung 
des Verwaltungsaktes herangezogen werden. Wegen des in §  37 Abs.  1 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes - VwVfG - i.V.m. §  1 Abs.  1 des Nie-
dersächsischen Verwaltungsverfahrensgesetzes - NVwVfG - normierten 
Bestimmtheitsgebots verbietet es sich, in einen Verwaltungsakt verbind-
liche „Zwischenentscheidungen“ hineinzulesen, die dort nicht hinreichend 
klar zum Ausdruck kommen. 

Die rechtliche Beurteilung einer Vorfrage erlangt daher keine selb-
ständige Verbindlichkeit, sofern sie nicht hinreichend erkennbar 
zu einer besonderen Entscheidung verselbständigt ist oder eine 
erweiterte Tatbestandswirkung besteht, d.h. eine besondere gesetz-
liche Vorschrift eine Feststellungswirkung anordnet, durch welche die 
Beurteilung der Vorfrage in die Bindungswirkung der getroffenen Regelung 
einbezogen wird. 

Gemessen daran ist der dem Kläger zu 1) erteilten Sondernutzungserlaubnis 
eine Tatbestandswirkung hinsichtlich der hier relevanten Frage der Gebüh-
rengläubigerschaft nicht beizumessen. Zwar geht aus der Begründung des 
Bescheides vom 15. April 2009 - wenn nicht bereits aus dem Umstand der 
Erteilung einer Sondernutzungserlaubnis nach § 8a i.V.m. § 8 FStrG - hervor, 
dass die anzulegende Zufahrt nach der Rechtsauffassung der Beklagten 
außerhalb der zur Erschließung der anliegenden Grundstücke bestimmten 
Teile der Ortsdurchfahrt der {O.} liegt. Eine selbständige Verbindlichkeit 
kommt dieser Einschätzung nach Auffassung der Kammer jedoch mangels 

Urteil vom 17.01.2013, 7  LB  194/11, 
juris Rn 30

BVerwG, Urteil vom 26.06.1981, 
4 C 73/78, juris Rn 16

Tatbestandswirkung der Sonder-
nutzungserlaubnis hinsichtlich des 
Merkmals „Sondernutzung“ offen 
gelassen und verneint für die Frage 
der Gebührengläubigerschaft.

Allgemeine Grundsätze für die 
Reichweite der Tatbestandswirkung.

BVerwG, Urteil vom 11.12.2014, 
3 C 7/13, juris Rn 18; OVG Lüneburg, 
Urteil vom 17.01.2013, 7  LB  194/11, 
juris Rn  32 m.w.N.; Kopp/Ramsauer, 
VwVfG, § 43 Rn 26, 31

Subsumtion des konkreten Sach-
verhalts. Weitere Formulierungs- 
beispiele für die Einleitung der 
Subsumtion: „Hiernach ...“, „Unter 
Anwendung dieser Grundsätze/
Maßstäbe ...“
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hinreichender Anhaltspunkte in dem vorbezeichneten Bescheid nicht zu, 
zumal § 1 StrSoGebV das Merkmal der Sondernutzung von deren Beurteilung 
als inner- oder außerhalb der Ortsdurchfahrt liegend trennt. 

Bei dem Teil der {O.}, an dem die streitbefangene Zufahrt liegt, handelt 
es sich um eine Ortsdurchfahrt, sodass die Beklagte nicht berechtigt ist, 
Sondernutzungsgebühren gegen den Kläger zu 1) auf der Grundlage des 
§ 1 StrSoGebV zu erheben.
Der Begriff der Ortsdurchfahrt in §  8a Abs.  1 Satz  1 FStrG - und der 
darauf beruhenden Vorschrift des §  1 StrSoGebV - bestimmt sich 
nach den materiellen Kriterien des §  5 Abs.  4 FStrG. Auf die von der 
obersten Landesstraßenbaubehörde nach § 5 Abs. 4 Satz 4 FStrG vor-
zunehmende Festsetzung der Ortsdurchfahrt kommt es in diesem 
Zusammenhang nicht an. 

Diese von den tatsächlichen Verhältnissen möglicherweise abweichende 
behördliche Festsetzung der Ortsdurchfahrt hat zwar Bedeutung für die 
Verwaltung und die Abgrenzung der Straßenbaulast; für die Auslegung des 
§ 8a Abs. 1 Satz 1 FStrG, der Inhalt und Schranken des Eigentums bestimmt 
(vgl. Art.  14 Abs.  1 Satz  2 des Grundgesetzes - GG -), ist sie indes nicht 
maßgeblich.

Gemäß §  5 Abs.  4 Satz  1 FStrG ist eine Ortsdurchfahrt der Teil einer 
Bundesstraße, der innerhalb der geschlossenen Ortslage liegt und der 
Erschließung der anliegenden Grundstücke oder der mehrfachen Ver-
knüpfung des Ortsstraßennetzes dient. Diese Voraussetzungen sind hier 
gegeben.

Der Teil der {O.}, an dem sich die streitbefangene Zufahrt befindet, liegt 
innerhalb der geschlossenen Ortslage. Als solche ist nach §  5 Abs.  4 
Satz 2 FStrG der Teil des Gemeindebezirkes anzusehen, der in geschlos-
sener oder offener Bauweise zusammenhängend bebaut ist; einzelne 
unbebaute Grundstücke, zur Bebauung ungeeignetes oder ihr entzogenes 
Gelände oder einseitige Bebauung unterbrechen den Bebauungszu-
sammenhang nicht (§ 5 Abs. 4 Satz 2 und 3 FStrG). Die Feststellung des 
Bebauungszusammenhangs ist nach den tatsächlichen Verhältnissen  
zu treffen. [...]

Entgegen der Rechtsauffassung der Beklagten ist der Teil der {O.}, an  
dem die streitbefangene Zufahrt liegt, auch zur Erschließung der anlie-
genden Grundstücke bestimmt. Ob ein Teil der Ortsdurchfahrt einer 
Bundesstraße zur Erschließung der anliegenden Grundstücke bestimmt 
ist, beantwortet sich sowohl nach tatsächlichen als auch rechtlichen 
Gesichtspunkten. 

Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts sind im Sinne 
des § 8a Abs. 1 Satz 1 FStrG Ortsdurchfahrten dann zur Erschließung der 
anliegenden Grundstücke „bestimmt“, wenn das Vorhandensein der 
Straße den anliegenden Grundstücken die Qualität der (verkehrlichen) 
Erschließung vermittelt, wenn also ihretwegen eine von der Erschließung 
abhängige Nutzung der anliegenden Grundstücke - etwa nach den §§ 30 f. 
des Baugesetzbuches - BauGB - sowohl tatsächlich möglich als auch 
rechtlich zulässig ist.

Selbständige Prüfung des Merkmals 
„Ortsdurchfahrt“

BVerwGE 16, 309, 312; OVG Berlin- 
Brandenburg, Urteil vom 13.03.2014, 
OVG  1  B  4.13, juris Rn  26 m.w.N.;  
Marschall, FStrG, § 5 Rn 28 m.w.N.

Maßstab für das Vorliegen einer 
Ortsdurchfahrt: § 5 IV 1 FStrG

Maßstab für das Merkmal „geschlos- 
sene Ortslage“: § 5 IV 2 FStrG

Marschall, FStrG, § 5 Rn 25

Entkräften der Einwände der 
Beklagten

Urteil vom 30.11.1984, 4  C  2/82, 
juris Rn  11; Urteil vom 26.06.1981, 
4  C  73/78, juris Rn  23; Urteil vom 
04.04.1975, IV C 55/74, juris Rn 17
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Die Lage des Vorhabens in einem nach § 34 BauGB zu beurteilenden Gebiet 
allein reicht allerdings nicht aus, um die Erschließungsfunktion einer 
Ortsdurchfahrt zu bejahen. Einer straßenrechtlich nicht zur Erschließung 
der anliegenden Grundstücke bestimmten Bundesfernstraße kann 
eine Erschließungsfunktion grundsätzlich nicht durch die vorhandene 
oder entstehende Randbebauung „aufgedrängt“ werden. Ob eine 
Bundesstraße zur Erschließung der anliegenden Grundstücke bestimmt 
ist, ist vielmehr vorrangig nach straßenrechtlichen Gesichtspunkten  
zu entscheiden. [...] 

Tatsächliche Umstände von indizierendem Gewicht sind neben der vor-
handenen Bebauung auch der Ausbauzustand der Bundesfernstraße 
und die Zugänglichkeit zu den anliegenden Grundstücken. Hierzu 
zählen etwa Zufahrten oder Zugänge. Der Ausbau von Geh- und Fahr-
radwegen dürfte bedeutsam sein. Andererseits können Leitplanken die 
Zugänglichkeit ausschließen. Ähnliches gilt für Grünstreifen, Zäune und 
Buschwerk und separierende Einrichtungen wie Lärmschutzwände. 
Derartige tatsächliche Gegebenheiten können den Eindruck vermitteln, 
dass auch innerhalb der geschlossenen Ortslage und trotz eines Bebau-
ungszusammenhangs im Sinne des § 34 BauGB nach wie vor eine „freie 
Strecke“ besteht. Indiz für eine fehlende Erschließungsfunktion kann 
auch sein, dass die anliegenden Grundstücke bereits rückwärtig 
durch andere Straßen erschlossen sind. Auf der anderen Seite kann 
im Einzelfall auch eine nur einseitige Bebauung für die Annahme einer 
Erschließungsfunktion ausreichen bzw. maßgebend sein, sofern diese 
im bebauungsrechtlichen Sinn einen Zusammenhang darstellt. Die 
Erschließung bloß einzelner Grundstücke genügt jedoch nicht.

Gemessen daran kommt der {O.} in dem fraglichen Teil eine Erschlie-
ßungsfunktion für die anliegenden Grundstücke zu. Dabei kann auch hier 
dahingestellt bleiben, ob für die tatsächliche und rechtliche Beurteilung 
lediglich der Abschnitt zwischen der Kreuzung {O.}/{T.} und der {P.} oder 
auch der Bereich zwischen der {P.} und der {U.} in den Blick zu nehmen ist.
In tatsächlicher Hinsicht steht nach dem Inhalt der von der Beklagten vor-
gelegten Plangenehmigung zum Ausbau der {O.} vom 31.  Oktober  2007 
(BA 002), der zur Gerichtsakte gereichten Luftbildaufnahme [...] sowie der 
ebenfalls zur Gerichtsakte gereichten Lichtbilder [...] zur Überzeugung 
der Kammer fest, dass die Verkehrsfunktion der {O.} in den vorbezeich-
neten Straßenabschnitten in beträchtlichem Maße zugunsten einer 
Erschließungsfunktion eingeschränkt ist. [...]

Die Kostenentscheidung folgt aus §§ 161 Abs. 2 Satz 1, 154 Abs. 1 VwGO. 
Hinsichtlich des übereinstimmend für erledigt erklärten Teils entspricht 
es billigem Ermessen, dass die Beklagte die Kosten trägt, denn sie hat 
die Klägerin zu  2) durch Aufhebung des Bescheides ihr gegenüber 
klaglos gestellt. Die außergerichtlichen Kosten der Beigeladenen sind aus 
Billigkeitsgründen nicht für erstattungsfähig zu erklären, weil sie keinen 
Sachantrag gestellt und sich damit keinem eigenen Kostenrisiko ausge-
setzt hat (§§ 162 Abs. 3, 154 Abs. 3 VwGO). [...]“

In der Examensklausur wird kein 
Sonderwissen erwartet, sondern 
eine umfassende Auswertung des  
Akteninhalts einschl. des Vor-
trags der Beteiligten sowie die 
Anwendung und Verknüpfung zu 
allgemeinen Rechtsgrundsätzen 
und bekannteren Rechtsmaterien.

Kriterien

BVerwG, Urteil vom 30.11.1984, 
4  C  2.82, juris Rn  15; OVG Münster, 
Urteil vom 08.12.2017, 11  A  14/16, 
juris Rn 64

BVerwG, Urteil vom 30.11.1984, 
4 C 2.82, juris Rn 15

Subsumtion

Die Kostenentscheidung beruht 
hinsichtlich des erledigten Teils auf 
§  161  II  1 VwGO und hinsichtlich 
des streitigen Teils auf § 154 I VwGO. 
Wegen der Beiladung sind zudem 
§§ 162 III, 154 III VwGO zu erwähnen.
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FAZIT
Die Entscheidung des VG Hannover ist als Vorlage für eine Examensklausur 
und/oder einen Aktenvortrag bestens geeignet. In prozessualer Hinsicht 
lag eine übereinstimmende Teilerledigung vor. Mit dieser Situation werden 
Referendare im Examen regelmäßig konfrontiert. Oftmals bestehen Unsi-
cherheiten in formeller Hinsicht, insbesondere bei der Formulierung des 
Tenors sowie dem Aufbau von Tatbestand und Entscheidungsgründen. Die 
Entscheidung bietet Anlass zur Wiederholung der Grundsätze und Formulie-
rungen der (Teil-)Erledigung (z.B. mit Hilfe des Aufsatzes zur Erledigung im 
Assessorexamen in RA 2/2019, S. 93 ff.). Materiell-rechtlich betrifft das Urteil 
das Straßenrecht. Das FernStrG gehört dabei sicherlich nicht zu den typischen 
Rechtsgebieten des besonderen Verwaltungsrechts, die im Examen geprüft 
werden. Der Begriff der Ortsdurchfahrt und hiermit im Zusammenhang 
stehende Rechtsprobleme sind indes in der Vergangenheit bereits Gegen-
stand von Examensklausuren gewesen (z.B. in Rheinland-Pfalz und NRW 
im Examenstermin April 2017). Die Entscheidungsgründe des VG Hannover 
verdeutlichen sehr anschaulich, wie sich auch unbekanntere Rechtsfragen 
durch genaue Anwendung des Gesetzestextes sowie durch eine sorgfältige 
Auswertung des Akteninhalts und des Vortrags der Beteiligten lösen lassen. 
Schließlich ging es in der Entscheidung auch um die Frage der Reichweite 
der Tatbestandswirkung eines VA und damit um ein bekanntes Problem aus 
dem allgemeinen Verwaltungsrecht.

Der Tenor muss den erledigten Teil 
und den verbleibenden Sachantrag 
umfassen: „Soweit die Klägerin zu 2) 
und hierauf bezogen die Beklagte 
den Rechtsstreit übereinstimmend 
in der Hauptsache für erledigt erklärt 
haben, wird das Verfahren einge-
stellt. Auf die Klage des Klägers zu 1) 
wird der Bescheid der Beklagten 
vom 22.8.2017 aufgehoben.“
Hinsichtlich des Kostentenors gilt 
der Grundsatz der Einheitlichkeit 
der Kostenentscheidung, sodass 
grundsätzlich ein gemeinsamer Kos-
tentenor zu bilden ist. Alternativ ist 
es aber auch möglich, zwischen dem 
erledigten und streitigen Teil zu dif-
ferenzieren (so das VG Hannover): 
„Die Beklagte trägt die Kosten des 
Verfahrens.“ 
Hier war zudem die Beiladung zu 
beachten: „Die außergerichtlichen 
Kosten der Beigeladenen sind nicht 
erstattungsfähig.“
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